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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Johann Häusler, Bernhard Pohl, Prof. (Univ. Lima) 
Dr. Peter Bauer, Dr. Hans Jürgen Fahn, Günther 
Felbinger, Thorsten Glauber, Eva Gottstein, Jo-
achim Hanisch, Dr. Leopold Herz, Nikolaus Kraus, 
Peter Meyer, Alexander Muthmann, Prof. Dr. Mi-
chael Piazolo, Gabi Schmidt, Dr. Karl Vetter, Jutta 
Widmann, Benno Zierer und Fraktion (FREIE WÄH-
LER) 

Abwanderung von Spitzentechnologie verhindern 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich auf Bun-
des- und Europaebene dafür einzusetzen, dass Inves-
titionen aus Nicht-EU-Staaten in nationale und euro-
päische Unternehmen künftig einer stärkeren Kontrol-
le unterliegen. 

Insbesondere sollen industriepolitisch motivierte 
Übernahmen künftig verhindert werden können. Hier-
zu sind die Vorschläge aus dem Bundeswirtschafts-
ministerium zu unterstützen, wonach den Mitglied-
staaten der EU künftig erlaubt werden soll, den Kauf 
von Unternehmensanteilen durch Investoren aus 
Nicht-EU-Ländern unter gewissen Umständen zu 
verbieten. 

Begründung: 

KraussMaffei, Putzmeister, Kuka und nun Osram und 
Aixtron – gerade chinesische Firmen sind derzeit auf 
Einkaufstour in Deutschland. Bei näherer Betrachtung 
fällt dabei auf, dass sich hinter den Käuferfirmen aus 
Fernost häufig direkt oder indirekt der chinesische 
Staat verbirgt und gerade Technologieunternehmen in 
Schlüsselpositionen gefragt sind. Während für Direkt-
investitionen in China hohe Hürden für ausländische 
Firmen gelten, ist der Zugriff auf den deutschen, bzw. 
europäischen Markt relativ unbeschränkt. Dieses Un-
gleichgewicht stellte unlängst auch Bundeswirt-
schaftsminister Gabriel fest: „Wir sind ein Land, in 
dem chinesische Unternehmen investieren können, 
aber wir wollen umgekehrt auch ein gleiches Spielfeld 
in China.“ 

Um industriepolitisch motivierte Übernahmen nationa-
ler und europäischer Unternehmen zu unterbinden, 
schlägt das Bundeswirtschaftsministerium in einem 
Sechs-Punkte-Papier eine EU-Regelung vor, die es 
den einzelnen Mitgliedstaaten ermöglicht, den Kauf 
von Unternehmensanteilen durch Investoren aus 
Nicht-EU-Ländern zu verbieten. Dies soll möglich 
sein, wenn der Käufer mehr als 25 Prozent der 
Stimmrechte übernimmt und der Staat direkten Ein-
fluss auf die Investition genommen hat oder im eige-
nen Land Direktinvestitionen beschränkt. Die Initiative 
findet offene Ohren in Brüssel: „Ich halte Gabriels 
Idee für sehr überlegenswert und gut“, so EU-
Kommissar Oettinger. Investitionen müssten laut Oet-
tinger international „nach den gleichen Spielregeln“ 
erfolgen. 

Die Staatsregierung muss ihr bisheriges, passives Ver-
halten (z.B. im Falle Kuka) dringend ändern und sich 
auf Bundes- und Europaebene für Chancengleichheit 
bei internationalen Investitionen und gegen eine ein-
seitige Abwanderung von Spitzentechnologie einset-
zen. 

 



Mit einem weinenden Auge sehen wir die Belassung
der Grenze bei den Gemeinden, weil der Landver-
brauch nicht nur durch Spekulation von außen, son-
dern auch durch die Gemeinden mit Anforderungen
an die Flächen bezüglich Gewerbeflächen und Bau-
gebieten verursacht wird. Ich meine, wir sollten die
Situation in dem weiteren Verfahren genau betrachten
und prüfen, ob eine andere Lösung gefunden werden
kann.

Insgesamt stehen wir dem Gesetzentwurf positiv ge-
genüber.

Noch etwas zu der Anmerkung des Kollegen bezüg-
lich des Forstes. Da der Forst nicht in dieses Gesetz
aufgenommen wurde, würde ich anregen, für diesen
Bereich eine andere Lösung, eine Extra-Lösung vor-
zulegen.

Insgesamt ist es unser Ziel, dass landwirtschaftliche
Betriebe einfacher an landwirtschaftliche Flächen
kommen. Dem tritt das Gesetz nahe. Ich bin auf die
weiteren Beratungen in den Ausschüssen gespannt.
Wichtig ist, dass wir dem alten Sprichwort "Bauern-
land in Bauernhand!" wieder mehr Geltung verschaf-
fen.

(Beifall bei den GRÜNEN – Beifall bei Abgeord-
neten der CSU)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. –
Damit ist die Aussprache geschlossen. Ich schlage
vor, den Gesetzentwurf dem Ausschuss für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Forsten als federführendem
Ausschuss zu überweisen. Besteht damit Einver-
ständnis? – Jawohl. Dann ist es so beschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung über die beiden Dring-
lichkeitsanträge. Ich lasse zunächst in einfacher Form
über den Dringlichkeitsantrag auf Drucksa-
che 17/14132 – das ist der Antrag der SPD-Fraktion –
abstimmen. Wer diesem Antrag seine Zustimmung
geben möchte, den bitte ich um ein Handzeichen. –
Das sind die Fraktionen der SPD und der FREI-
EN WÄHLER. Gegenstimmen! – Das ist die CSU-
Fraktion. Gibt es Stimmenthaltungen? – BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN. Damit ist der
Dringlichkeitsantrag abgelehnt.

Wir kommen zu dem Dringlichkeitsantrag auf Druck-
sache 17/14104; das ist der Antrag der Fraktion der

FREIEN WÄHLER. Hierzu ist namentliche Abstim-
mung beantragt. Wir beginnen jetzt. Fünf Minuten! – 

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Nur eine kurze In-
formation, da viele nachfragen, wie es weitergeht: Es
müssen noch Formalien aufgerufen und protokolliert
werden. Einige müssen noch hierbleiben, zumindest
die Geschäftsführung. Dann machen wir mit der Ta-
gesordnung Schluss. Aber diejenigen, die es eilig
haben, können eigentlich schon gehen; Abstimmun-
gen gibt es keine mehr.

(Namentliche Abstimmung von 17.41 bis
17.46 Uhr)

Die fünf Minuten sind um. Die Stimmen werden
außerhalb des Sitzungssaales ausgezählt. 

Bis wir das Ergebnis bekommen, gebe ich noch be-
kannt, dass die Dringlichkeitsanträge auf den Druck-
sachen 17/14105, 17/14107, 17/14108, 17/14109 und
17/14110 sowie auf den Drucksachen 17/14133,
17/14134 und 17/14135 in die zuständigen federfüh-
renden Ausschüsse verwiesen werden. 

Die offenen Tagesordnungspunkte von heute werden
in der nächsten Sitzung abgearbeitet. Tagesordnungs-
punkt 6 wird voraussichtlich erst im Januar 2017 auf-
gerufen. 

Wir warten das Ergebnis der Auszählung ab. Dann
werden Sie entlassen. – Ich gebe das Ergebnis der
namentlichen Abstimmung zum Dringlichkeitsantrag
der Abgeordneten Aiwanger, Streibl, Dr. Herz und an-
derer und Fraktion (FREIE WÄHLER) betreffend
"Landwirten in Zeiten der Preiskrise besser beistehen
– Preisdumping nicht auf dem Rücken der Landwirte
austragen!", Drucksache 17/14104, bekannt: Mit Ja
haben 46 gestimmt, mit Nein haben 70 gestimmt.
Stimmenthaltungen gab es keine. Damit ist der Antrag
abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 4)

Ich schließe die Sitzung und wünsche noch einen
schönen Abend.

(Schluss: 17.49 Uhr)
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau 
und Verkehr, Energie und Technologie 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, 
Florian Streibl, Johann Häusler u.a. und 
Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Drs. 17/14108 

Abwanderung von Spitzentechnologie verhindern 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Johann Häusler 
Mitberichterstatter: Sandro Kirchner 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Wirtschaft 
und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und 
Technologie federführend zugewiesen. Weitere Ausschüsse 
haben sich mit dem Dringlichkeitsantrag nicht befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in 
seiner 56. Sitzung am 24. November 2016 beraten und mit 
folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Erwin Huber 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian 
Streibl, Johann Häusler, Bernhard Pohl, Prof. (Univ. Lima) Dr. Pe-
ter Bauer, Dr. Hans Jürgen Fahn, Günther Felbinger, Thorsten 
Glauber, Eva Gottstein, Joachim Hanisch, Dr. Leopold Herz, Niko-
laus Kraus, Peter Meyer, Alexander Muthmann, Prof. Dr. Michael 
Piazolo, Gabi Schmidt, Dr. Karl Vetter, Jutta Widmann, Benno 
Zierer und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Drs. 17/14108, 17/15045 

Abwanderung von Spitzentechnologie verhindern 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Präsidentin Barbara Stamm



Präsidentin Barbara Stamm: Ich rufe Tagesordnungspunkt 4 auf:

Abstimmung

über Verfassungsstreitigkeiten und Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der 

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 1)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak­

tionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim­

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. – Keine. 

Stimmenthaltungen? – Auch keine. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.

Protokollauszug
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